
Beibla.tt zur Parla.mentskorrespon~ .. 

Eine Anfra.ge der AbgeM ach u n 13 e und Genossen in Angelegenheit 

der Delogierung etnes Untermieters ohne vorherige Verständ-igung hat der mit 

der Vertretung des Justizministers betraute Vizekanzler Dr~ S 0 h ä r t 
wie folgt beantwortet: 

"Aus dem Akte des Bezirksgerichtes Hietzing 4 C 179/51 geht hervor: 

D.1e 6ttentliohe Verwalterin des Hauses Wien XIII, Leopold ... Müllergasse Nro9, 

Dr • .Agl.a.ia Marous, kündigte den Mietvertrag mit dem Hauptmieter Johann Seidl 

für den )1.3.1951 auf. Mit Urteil vom 19.Juni 1951 wurde die Kündigung für 

reohtswirksam erklärt und Seidl zur Räumung der Wohnung verurteilt. Davon, 

dass dieser zwei Rii:wne der WOhnung an Joset Grässler untervermietet hatte, 

war dem Geriohte niohts bekannt; ob Seidl gemäss der Vorsohrift des § 21 

Abs.4 des M1etangesetzee seinen Untermieter von der Kündigung in Kenntnis 

gesetzt hat, geht 'aus dem Akte nicht hervor~ 

Auf Grund des Antra.ges der Hausverwalterin wurde vom Bezirksgeriohte 

H1etzing die zwangsweise Räumung der Wohnung des Johann Seidl bewilligt und 

im Sinne der diesbezüglichen Vorschriften der Geschäftsordnung am 19.November 

1951 durChgeführt, indem alle in der Wohnung befindlichen Einriohtungsgegen­

stände mittels eines von der Hausverwalterin beigesteIlten Fuhrwerkes in ein 

städtisohes Depot gesohafft wurden. Dass es sich dabei um das Eigentum des 

Untermieters Joset Orässler handelte, war dem geriohtliohen Vollstreokungs­

organ nioht bekannt. 

Erst naoh vollzogener Räumung hat das Bezirksgericht duroh Grässler 

da.von ert'ahren, dass mit dem Bescheid der Mag:i.scratsabteilung 50 vom 

9.10.1951, also naoh Rechtskraft der Kündigung, ein Tausch der Hauptmiet­

wohnungen des Johann Seidl und einer gewissen Theresia Titze, jedooh mit 

der ~usdrüokliohen Auflage beWilligt wurde, den Josef Grässler weiterhin 

in der Wohnung als Untermieter zu belassen. Da die Hausverwalterin diesen Um­

stand dem Geriohte versohwiegen hat, hat der Gerichtsvmrsteher, naohdemer 

den Sa.chverhalt d~oh Grässler erfahren hatte, gegen Frau DroMarcus eine 

Strat~&eige wegen Betruges durch Irreführung einer Behörde ersta.ttet. 

Ausaerdem hat Joeet' Grässler duroh RA~Dr~Leonhard Kysela in Wien VI gegen 

Theresia Titze, welche die Wohnungnaoh der zwangsweisen Räumung als Haupt,· 

mieterin bezogen hat, ZUl." Zl. 3 C 1286/5'1 am 19"Dezembel' 1951 beim Bezirks'" 
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gerichte Rietz1ng eine Klage auf Anerkennung seiner Untermietrechte und auf 

Ubergabe der in der Wohnung vorher benützten Räume eingebracht 0 Das Ver­

fahren ist noch anhängig. 
Demnach sind die in der obangeführten Anfrage enthaltenen Einzeltragen 

wie folgt zu beantworten: 

a) Es besteht weder Anlass noch Möglichkeit, dass die Justizverwaltung 

'gegen diejenigen Personen, welche den ausdrücklichen und verpflichtenden 

Bescheid des Ma.gistrates der Stadt Wien missaohtet haben', eine Untersuohune 

einleite, weil seitens der mit der Angelegenheit befassten Organe des Ge­

riohtes in dieser Hinsicht kein Verstoss begangen wurde. 

b) Eine Anweisung an die Geriohte, Delogierungen nur dann vorzunehmen, 

wenn der zu Delogierende vorher durch einen Gerichtsbescheid in Kenntnis ge­

setzt wurde, steht dem Bundesministerium für Justiz nicht zu, einerseits 

weil Anweisungen an die unabhängigen Geriohte den Bestimmungen der Bundes­

verfassung wid~rsprächenJ andererseits weil ohnedies nach der Anmerkung 

zu Abs.l des § 632 der Geschäftsordnung für die Ge~icbte I. und II.Instanz 

(Dienstbuch der Geo. JABL.Nr.3/l937) die Verständigung des Verpfliohteten 

von der bevorstehenden Räumung je nach den- besonderen Verhältnissen des 

einzelnen Falles kürzere oder längere Zeit vor der zwangsweisen Räumung 

zu erfolgen hat. Im vorliegendeIl Fall ist in diesem Zusammenhange jedooh 

darauf hinzuweisen, dass als Verpflichteter nur der Hauptmieter Johann 

Seidl galt. Da gamäss § 568 Zivilprozessordnung alle gegen den Hauptmieter 

erwi,.rkten Aufkündigungen, Aufträge, Entscheidungen und Verfügungen, welohe 

die Auflösung des Mietvertrages betreffen, auoh gegen den Untermieter voll­

streokbar Sind, hätte auoh dann, wenn dem Gerichte das Untermietverhältnis 

des Joset Grässler bekannt gewesen wäre, dessen Verständigung nicht zu 

erfolgen gehabt.-

c) Eine Anweisung an die Gerichtes 'dass Delogierungen nur in GegGn~"t 

des WOhnungs inhabers oder einer von ihm bevollm1:icht1.gten Person durchgeführt 

werden dürfen', kann einerseits aus den oben unter b) angefüh~ten Gründen, 

andererseits deshalb nicht erfolgen, weil in der gleichfalls dort zitierten 

Bestimmung ausdrücklioh vorgesohrieben ist, dass die Räumung auch dann zur 

festgesetzten Stunde durchzuführen ist, wenn dJ.e Verständigung misslingt. 

Andarnfalls k8nnte ja sonst der Verpflichtete durch Verhinderung der Ve~stän­

digung oder einfach duroh Abwesenheit jede zwangsweise Räumung und damit die 

Durohsetzung des duroh Richterspruch erworb~~en Rechtsanspruohes der kündi­
genden Partei vl3l'eitelnl!lt 

..... 0 .... 0 ... -
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